
Unser Ziel und unser Wunsch sind es: viel munteres Leben in 
einer kinderfreundlichen Umwelt. Männer und Frauen wollen 
sich lieben, und da sage ich Ihnen allen sicher nichts Neues, sie 
wollen zärtlich sein, und sie wollen auch Kinder bekommen. Und 
diese Kinder wollen sie nähren, der Körper der Frau ist dafür 
hervorragend ausgestattet. Sie wollen diese Kinder schützen, 
und sie wollen sie lieben, und sie wollen gut zu ihnen sein.

Alles das, was ich sage, ist in einer geglückten Partnerschaft 
überhaupt kein Problem. Da, wo Konflikte ausgetragen werden 
können, ja, wo Konflikte überhaupt ausgesprochen werden kön
nen, da können auch Kinder gut aufwachsen. Ja, sie sind sogar 
Wunschkinder, egal, ob nun beide Eltern berufstätig sind oder 
für eine kurze Zeit nur ein Partner oder eine Partnerin. Wo Kon
flikte ausgetragen werden - darüber sind wir uns alle einig -, da 
haben es die Kinder gut.

Und wir sind der Meinung, wenn Partner sich ein Kind wün
schen, das können nur beide Partner, wenn vorhanden, Mann 
und Frau, Mütter und Väter miteinander entscheiden. Väter sol
len und wollen unseres Erachtens viel mehr als bisher mit einbe
zogen sein in die Entscheidung für oder gegen ein Kind.

Doch wir alle wissen, die Verhältnisse sind nicht so. Konflikte 
werden eben oft nicht ausgetragen. Die Scheidungsquote 
spricht ihre eigene Sprache, und die unschuldig Betroffenen 
sind die Kinder. Für Schwangerschaftskonflikte gibt es viele Ur
sachen. Meine Vorrednerinnen und meine Vorredner haben 
chon einen ganzen Teil genannt. Eine wichtige Ursache? Wo 

—Liebe, wo Zuneigung durch die Mitmenschen und wo Selbstver
trauen fehlen, sehen sich die Frauen oft vor die Entscheidung 
gestellt: entweder der Partner oder das Kind. Aber auch soziale 
Belastungen können zum Schwangerschaftskonflikt führen.

Wenn Frauen Angst haben, die schulische und berufliche Aus
bildung nicht beenden zu können, weil eben ein Kind erwartet 
wird, wenn sie um ihren Arbeitsplatz fürchten müssen oder erst 
gar keinen finden - die Annoncen in den Zeitungen sprechen ih
re eigene Sprache -, wenn es an ausreichendem Wohnraum 
mangelt - und da herrscht Mangel! -, wenn finanzielle Sorgen da 
sind und wenn, besonders für Alleinerziehende, die Betreuung 
ihrer Kinder oder ihres Kindes eben nicht gesichert ist - das sind 
soziale Ursachen, die zu Schwangerschaftskonflikten führen. 
Diese persönlichen und sozialen Probleme dürfen nicht mit 
einer Abtreibung gelöst werden. Das ist die Meinung in unserer 
Fraktion.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Wenn aber die Entscheidung gegen die Schwangerschaft ge
troffen werden muß, weil im Einzelfall ein Partnerkonflikt eben 
nicht mit dem Krippenplatz und Kindergeld lösbar ist, dann, sind 
hr der Meinung, sollten beide Partner, Mann und Frau, Mütter 

""und Väter, diese Entscheidung gemeinsam treffen.

Und wir wissen auch und sagen das betroffen, der Schritt zum 
Schwangerschaftsabbruch setzt beide Partner in einen tiefen 
und seelischen Konflikt. Deshalb brauchen wir dringend gute 
Beratung. Meine Vorredner haben das gesagt. Wir brauchen sie 
vorher, und wir brauchen sie hinterher für Mann und für Frau.

Der Konflikt, in den die Partner gestürzt werden, ist ein Aus
druck dafür, daß Frauen eben nicht potentielle Abtreiberinnen 
sind, und Männer sind nicht zum Töten bestimmt.

(Schwacher Beifall bei der SPD)

Deshalb darf ein Schwangerschaftskonflikt nicht kriminalisiert 
werden. So lösen wir keine Konflikte.

(Beifall bei der SPD und bei der PDS)

Es wurde schon gesagt, daß auch mit Paragraph 218 abgetrie
ben wird, eher unter elenderen und gefährlicheren Bedingun
gen. Und deshalb plädieren wir in der SPD-Fraktion für die Bei
behaltung der in der DDR geltenden Fristenlösung beim 
Schwangerschaftsabbruch und meinen damit zugleich, daß die
se Regelung notwendige Verbesserungen erfahren muß. Wir fra

gen uns natürlich, warum ist das nicht schon lange vorher pas
siert.

Die bei uns geltende Fristenregelung darf keine Methode der 
Verhütung sein. Das ist klar, das wurde auch schon gesagt.

Ich komme noch einmal auf meinen Anfang zurück. Wenn wir 
viel munteres Leben in einer kinderfreundlichen Welt wollen, 
werden wir Sozialdemokraten den Staat in die Verantwortung 
nehmen, daß er wirksame Hilfen dort anbietet, wo es möglich 
und wo es notwendig ist.

Und nun, denke ich mir, kommt die Frage: Wer soll das bezah
len? Da hätte ich folgenden Vorschlag: Jährlich werden in der 
Bundesrepublik 54 Milliarden - und das schon nach Kürzung des 
Etats - für mörderische Rüstung ausgegeben plus der Milliarden 
für mörderische Rüstung in unserem Lande. Ich meine, diese 
Summen könnten sinnvoller da eingesetzt werden, wo wir sie 
dringend brauchen, hier bei uns und in der Welt.

(Beifall, vor allem bei der SPD, bei 
Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Einen Teil davon, und das würde sicher schon ausreichen, einen 
Teil dieser riesigen Milliardensumme könnten wir für die Sozial- 
und Umweltprogramme benutzen, damit wir eine Welt gestal
ten, in der groß und klein gerne leben und viele Frauen ihre Kin
der bekommen wollen. Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem bei SPD und PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Anfrage?

B e r e n d (CDU/DA):

Frau Abgeordnete, nach Ihrem deutlichen Plädoyer für die 
Fristenregelung möchte ich Sie fragen: Wie stehen Sie denn zu 
der zwar noch nicht ratifizierten Konzeption der UNO zu den 
Rechten des Kindes, wo es heißt, und ich zitiere:

„Die Staaten erkennen an, daß jedes Kind das angeborene 
Recht auf Leben hat.“?

Frau Sept-Hubrich (SPD):

Wir begrüßen diese Erklärung und erwarten, daß sie bald rati
fiziert wird, und ich verstehe jetzt nicht, was Ihre Frage mit dem 
Schwangerschaftskonflikt zu tun hat.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Bitte, die nächste Frage.

Frau Nolte (CDU/DA):

Jetzt verstand ich Ihre Antwort nicht, aber vielleicht kann man 
das im persönlichen Gespräch klären.

Welchen Schutz bzw. Rückhalt können Sie nennen, welche 
Möglichkeit sehen Sie für eine Frau, die ihr Kind gern behalten 
möchte, aber vom Mann zur Abtreibung gedrängt wird? Ich 
glaube, das ist gar nicht so selten.

Frau Sept-Hubrich (SPD):

Ich danke Ihnen, daß Sie diesen Bereich ansprechen. Ich sel
ber hatte in meiner beruflichen Tätigkeit sehr oft diesen Fall, 
und ich denke, daß dieses dringend geforderte Beratungsrecht, 
das die Juristen ausformulieren müssen im Ministerium, jetzt 
hier seinen Platz haben muß. Ich vertraue darauf, daß ein Teil 
dieser Probleme, die mir selber sehr zu schaffen machen, weil
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